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Freier Binnenmarkt
Europa — Was heisst das
fiir unser
Bildungssystem?

Moritz Arnet

Am 14. Marz 1990 veranstaltete die Schwei-
zerische Koordinationsstelle fiir
Bildungsforschung in Aarau eine Tagung
unter dem Titel «Europa 1992 — Auswirkun-
gen auf das Bildungswesen». Moritz Arnet,
Generalsekretiar der Schweizerischen Erzie-
hungsdirektorenkonferenz (EDK), skizzierte
in seinem Referat, das wir nachfolgend
publizieren diirfen, die Probleme und
Chancen einer Annaherung der Schweiz an
die EG im Rahmen des EWR.

1. Fiir eine niichterne Analyse

Die EG-Dynamik ist eine Realitat. Wer tber
die Auswirkungen dieser Dynamik (und
namentlich Gber die Auswirkungen des
Binnenmarktes) auf das schweizerische
Bildungswesen schreibt oder spricht, ist
aber leicht geneigt, die Einflisse zu (ber-
schatzen: Alles, was bei uns schon in
Bewegung ist, wird dann auf das magische
Datum 1992 bezogen; dariber hinaus
werden auch noch all jene Reformwiinsche
eingebracht, die ohne Hilfe von aussen
nicht berticksichtigt werden konnen. Der
Wunsch wird alsbald zum Vater der Ge-
danken.

Vor kurzem war z.B. von einem bekannten
Autor in der NZZ zu lesen, es sei damit zu
rechnen, dass in Europa «namhafte Anna-
herungen der Bildungssysteme bevorste-
hen». Weiter werde «in den 12 Staaten der
Gemeinschaft intensiv tber die Schulen auf
ein gemeinschaftliches Geschichts- und
Kulturbewusstsein hingearbeitet». Schliess-

lich habe die Schweiz damit zu rechnen,
«dass viel einschneidendere Konventionen
im Bildungsbereich zustande kommen als
bisher». — Da werden vielleicht doch De-
klamationen als Rechtssatze und blosse
Programme als Fakten prasentiert.

Ohne Spekulation geht es nicht. Zwei
wichtige Erfahrungen kénnen aber mithel-
fen, eine realistische Sicht zu behalten:

¢ Als die Schweiz im 19. Jahrhundert ein
moderner Staat wurde, hatte sie u.a. auch
die vier Freiheiten zu realisieren, die jetzt
EG-intern der Binnenmarkt anstrebt. Seit
tiber 100 Jahren gelten im Bund, d.h. auch
unter den Kantonen, die Niederlassungsfrei-
heit, die Handels- und Gewerbefreiheit und
ein einheitliches Wirtschaftsrecht.

Dieser schweizerische Binnenmarkt hat
aber keineswegs — wie wir taglich erfahren
— zu einem homogenen schweizerischen
Bildungssystem gefiihrt. Einige wenige
Elemente, die hohere Ingenieurausbildung
und spater die Berufsbildung, sind zentral
geregelt worden; im Ubrigen existieren in
unserem innerstaatlichen Binnenmarkt 26
Bildungssysteme und, was die Berufszulas-
sung betrifft, betrachtliche kantonale
Differenzen. (Die Entwicklung ging auch
nicht linear Richtung Zentralisierung: Als
die Freizlgigkeit in der Schweiz in der
Praxis gentgend realisiert war, erlahmte der
Drang nach gesetzlicher Fixierung; zum
Teil traten ztnftische Gegenkrafte auf.
Parallelen dazu sind im kinftigen Europa
nicht ausgeschlossen!)

Der Vergleich mit der Schweiz soll uns
zeigen, dass weder der Binnenmarkt noch
eine politische Union direkt zu einer
Gleichschaltung der Bildungssysteme
fuhren. Die europaischen Vertrage geben
keine Basis fiir eine umfassende europai-
sche Bildungspolitik. Was als solche auftritt,
sind einzelne Elemente.

¢ Im Bildungsbereich beschrankt sich der
Acquis communautaire' im Bildungsbereich
auf wenige rechtlich bindende Punkte und
besteht im dbrigen aus Forderungsprogram

1 «Aquis communautaire» (gemeinschaftlicher

Besitzstand) ist die Kurzbezeichnung fir all das, was
die EG bisher an gemeinsamen Regeln, gemeinsamen
Organen und gemeinsamen Programmen erreicht hat.
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men, Entwicklungsprogrammen und Emp-
fehlungen. Die Bildungspolitik der EG ist,
wie man sagt, eine der «flankierenden
Politiken» zur Realisierung der in den
Vertragen abgesicherten Zielsetzungen.

Nun ist einmal darauf hinzuweisen, dass
auch der Europarat und die OECD derartige
Stabsarbeiten fir ihre Mitgliedldnder
betreiben. Die Schweiz ist zudem aktiv an
anderen europdischen und weltweiten For-
schungsprogrammen und Institutionen
beteiligt (z.B. CERN, ESA, Eureka, COST).

Die Erfahrung zeigt, dass im ganzen — trotz
vieler und zum Teil sehr umfassender Emp-
fehlungen — diese internationale Zusam-
menarbeit zwar sehr wertvoll ist, aber doch
punktuell bleibt. Die Stichworte heissen Er-
fahrungsaustausch, Zusammenarbeit und
gemeinsame Entwicklungsprojekte. Das ist
aber noch nicht Koordination im eigentli-
chen Sinne.

2. Das politische Szenario

Nach dieser etwas langen Einleitung ein
kurzer Blick auf das politische Szenario:
Die Schweiz steht grundsatzlich vor der
Wabhl, a) der EG beizutreten, b) in einem
Europadischen Wirtschaftsraum EG/EFTA
mitzumachen, oder ¢) abseits zu stehen und
allenfalls (weiterhin) bilaterale Losungen zu
suchen.

Im Fall a) hatten wir die Rechte und Pflich-
ten eines EG-Mitglieds. Im Fall ¢) gabe es
fur uns kein Gemeinschaftsrecht, sondern
bloss ad hoc-Beteiligungen. Statt Rechtsnor-
men wiirde allerdings ein erheblicher
Zwang des Faktischen wirken: wir missten
manches «autonom antizipieren» oder
«autonom nachvollziehen».

Die Hauptoption ist zur Zeit der EWR, der
Europdische Wirtschaftsraum: Die EFTA-
Staaten Gbernehmen grundsatzlich den
Acquis communautaire und handeln sich
dafiir auch Mitwirkungsrechte ein. Fiir das
Bildungswesen spielt dabei eine erhebliche
Rolle, dass die Schweiz offensichtlich nur
mitmachen kann, wenn ihr eine quantitati-
ve Beschrdankung der Auslanderzahl in der
Schweiz zugestanden wird (zusatzlich zu
Vorbehalten beziglich der Landwirtschafts-
politik).

3. Direkte und mittelbare Auswirkungen

Gehen wir von dieser Option aus, so
mussen die Juristen und Politiker unter-
scheiden, was als verpflichtende Regel und
was «bloss» als flankierende Politik auf uns
zukommt. Um das Mass an Freiheit oder
Gebundenheit zu sehen, ist diese Unter-
scheidung in einen harten Kern und in eine
weiche Schale unerlisslich.

3.1 Der harte Kern

Drei Elemente machen diesen Kern aus:

a) die gegenseitige Anerkennung der
Diplome fur den Berufszugang

b) die Pflicht zur Schulung der Gastarbeiter-
kinder
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c) die Mitwirkung bei den Gemeinschafts-
programmen (wobei die Bindungen unter-
schiedlich sind)

Anerkennung der Diplome und Freiziigig-
keit

Die gegenseitige Anerkennung der Diplome
und die damit angestrebte Freiziigigkeit
setzt unser Bildungs- und Beschaftigungssy-
stem unter Druck. Der Wettbewerb wird
internationaler, und landesintern drangt
sich eine Deregulierung auf.

Generell ist die Konkurrenz qualifizierter
auslandischer Berufsleute in der Schweiz
als positive Herausforderung zu sehen. Sie
wird ja nicht neu sein; wir haben heute
schon ungleich mehr Kaderkrafte aus dem
EWR-Ausland bei uns als umgekehrt.

Was die Qualitat der Ausbildungen betrifft,
dirften wir ohne Zweifel gut dastehen.
Derartige Behauptungen sind zwar nicht
leicht zu beweisen. Die hohe Selektivitat
unseres Bildungssystems und die hohen
Berufsstandards garantieren aber wohl den
Anschluss an die europaische Spitze.

Wie weit sich materielle Anpassungen der
Ausbildungsgange aufdrangen, ist noch
unklar. Soweit die EG-Richtlinien materielle
Mindestnormen enthalten, erfullen wir sie
weitgehend. Diskrepanzen grosserer
Bedeutung bestehen nach unseren Abkla-
rungen nur im Bereich einzelner Kranken-
pflegeberufe und der Hebammen.

&

Moritz Arnet, lic. Jur., Generalsekretir der Erziehungs-
direktorenkonferenz. Geboren 1937. Nach kurzer
Anwaltstdtigkeit 1964-1984 Departementssekretdr im
Erziehungsdepartement des Kantons Luzern. Seit 1985
bei der EDK. Verheiratet, 5 Kinder.

Die eigentlichen Probleme liegen in unserer
foderalistischen und sehr pragmatischen
Ausbildungsorganisation begriindet sowie
darin, dass wir die Freizigigkeit landesin-
tern in wichtigen Bereichen nicht abgesi-
chert haben. Ich halte 4 Punkte fest:

e Unsere Hoheren Fachschulen, im beson-
deren unsere HTL und HWYV, spielen im
Bildungsangebot eine immer wichtigere
Rolle. Sie bilden dreimal mehr Ingenieure
in den entsprechenden Disziplinen aus als
die ETH und diplomieren tber 30% aller
Betriebsokonomen. In der Praxis — ein Blick
auf die Stelleninserate gentigt — sind diese
Ausbildungen als hochwertige Kaderausbil-
dungen anerkannt. Wir haben es aber
bisher versaumt, diesen Schulen bildungs-
politisch den Stellenwert von Fachhoch-
schulen einzurdumen, der ihnen inner-
schweizerisch, aber vor allem auch im
Vergleich zum Ausland, zukommt. Wichtig
ist, dass die Berufslehre mindestens als
gleichwertige Vorbildung wie eine Vollzeit-
schule anerkannt bleibt.

Wenn wir also fiir unsere HTL-Ingenieure
und -Architekten die Anerkennung der
Diplome auf Fachhochschulebene wollen,
bedingt dies an vielen Schulen einen
inneren Ausbau. Dartiber hinaus sind die
hoheren Fachschulen, in welcher Form
auch immer, vermehrt in ein «Gesamtkon-
zept héherer Ausbildung» in der Schweiz
einzubeziehen, in dem die Universitaten
nicht mehr ausschliesslich dominieren
konnen.

» Ahnliche Fragen werfen die Schulen fir
ktinstlerische Ausbildungen auf. Anders als
bei den BIGA-Fachschulen fehlen hier
tiberhaupt gesamtschweizerische Diplom-
Normen. Eine europdische Anerkennung
der Musikerdiplome z.B. kommt offenbar
erst dann zum Tragen, wenn wir landesin-
tern Ordnung geschaffen haben.

* Direkt betroffen ist das Bildungssystem
durch die Freizigigkeit der Lehrer. Die
Lehrer sind bei uns in der Regel Angestellte
der Gemeinden und der Kantone und
haben einen beamtendhnlichen Status.
Offensichtlich muss auch hier der freie
Berufszugang fur EWR-Auslander akzeptiert
werden. Fur die Schweiz stellt sich zusitz-
lich das Problem, dass wir unsere Lehrerbil-
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dung zum Teil nicht akademisiert haben
(Lehrerseminare flr die Volksschullehrerbil-
dung), wahrend im Ausland auch der
Volksschullehrer tiber die Maturitat und
eine Hochschulausbildung verfiigt.

Die Probleme sind wahrscheinlich mehr
theoretisch als praktisch, da die Lehrermo-
bilitat aus anderen Griinden (Vertrautheit
mit der Landessprache und mit dem Schul-
system; Auswahlfreiheit der wahlenden
Instanzen) gering bleiben durfte.

¢ Das Lehrerproblem fihrt zum 4. und
wichtigsten Punkt: Die formelle Freiztigig-
keit im EWR fordert auch formelle Freizi-
gigkeit in der Schweiz. Die landesinterne
Freizligigkeit ist — wie wir wissen — durch
ein ganzes Netz von foderalistischen,
berufsstandischen und polizeilichen Regeln
beschrankt.

Obwohl der Bund einen klaren Verfas-
sungsauftrag hat, die Freiziigigkeit der wis-
senschaftlichen Berufe sicherzustellen, hat
er dies bisher nur fiir die Medizinalberufe
getan.

Die Kantone missen ihrerseits die gegensei-
tige Anerkennung der [ehrdiplome voran-
treiben; eine entsprechende Vorlage der
EDK ist zur Zeit bei den Regionen in Ver-
nehmlassung. Schliesslich werden die
Kantone (und damit das Gewerbe und die
Berufsverbiande) die vielen liebgewordenen
Sonderlosungen bei der Umschreibung der
Berufe (etwa im Dreieck Arzt — Apotheker —
Drogist) tberpriifen miissen.

Ausbildung der Gastarbeiterkinder

Hier ist nur kurz anzumerken, dass die EG-
Richtlinie tber die Schulung der Gastarbei-
terkinder kaum Probleme aufwirft. Die
Kantone erfullen die Forderungen, die
tibrigens auch von einer EDK-Empfehlung
erhoben werden, weitgehend. Noch nicht
tiberall realisiert ist das Postulat, dass der
Einfihrungsunterricht in die Landessprache
far die Eltern kostenlos sein muss.

Gemeinsame Forschungs- und Bildungs-
programme

Die Forschungs-, Entwicklungs- und Mobili-
tatsprogramme der EG sind als Ganzes

auch fur die Schweiz attraktiv, auch wenn
manches birokratisch und gestelzt anmutet.

Was alles in den EWR-Vertrag tibernom-
men werden soll, ist Gbrigens noch offen.
Die meisten Forschungs- und Entwicklungs-
programme sind wirtschaftlich-industriell
ausgerichtet. Die Schweiz ist hier aus
Wettbewerbsgriinden interessiert. Die
Jugend- und Studentenmobilitdatsprogramme
interessieren vorab das Bildungssystem. lhre
Motivation geht darauf, ein «europdisches
Bewusstsein» zu schaffen und eine gewisse
Freiztigigkeit auch wahrend der Ausbildung
(also nicht erst im Hinblick auf den Berufs-

zugang) zu realiseren. Fir die Schweiz
ergeben sich vor allem zwei Konsequen-
zen:

* Sie muss ihre eigene Mobilitit unter den
Ausbildungsstatten verbessern: gegenseitige
Anerkennung der Studien, wie sie jetzt in
einer «Konvention» der Hochschulrektoren-
konferenz vorgesehen ist; Forderung
namentlich des Studentenaustauschs
zwischen Deutschschweiz und West-
schweiz; Schaffung eines Aequivalenz- und
Informationssystems, das dann auch im
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internationalen Informationsaustausch
mitwirken kann.

» Beziiglich der Forschungsforderung stellt
sich die Frage, ob die Schweiz von ihrer
grundsatzlichen Position, die private pro-
dukteorientierte Industrieforschung nicht
staatlich zu fordern, abricken soll.

3.2 Die weiche Schale

Wenn wir nun zur ebenso wichtigen Frage
tibergehen, welches die bloss mittelbaren,
rechtlich nicht festgelegten Auswirkungen
sein konnten, wird der Boden sehr schwan-
kend. Auf einiges, das auch nur indirekte
und nicht zwingende Folge ist, haben wir
bereits hingewiesen.

Generell bringt eine verstarkte wirtschaftli-
che und politische Integration in Europa
drei bedeutsame Elemente.

— eine Internationalisierung der Kader

— eine grossere wissenschaftliche und
wirtschaftliche Zusammenarbeit

— einen grosseren Wettbewerbsdruck

Mit aller Vorsicht hdnge ich noch als viertes
Element an: eine stirkere Europdisierung
der Lebensverhdltnisse, des Medienmarktes,
des Kulturaustausches. (Vorsicht deswegen,
weil man sich zu recht fragen kann, ob die
Wabhl tiber 20 Fernsehkandle hinaus noch
sinnvoll ist und ob denn die europdische
Kultur tiber Mozart, Dante, Moliere und
Goethe hinaus noch europdischer gedacht
werden kann.)

Lassen wir einmal den Forschungsbereich
beiseite, so zeichnet sich unser Bildungssy-
stem durch drei Spezifika aus:

a) die starke Verankerung in der direkten
Demokratie und im Foderalismus

b) die Dominanz des dualen Berufsbil-
dungssystems auf der Sekundarstufe I

c) den geringen Akademisierungsgrad

Die drei Besonderheiten sind einerseits aus-
gesprochene Sarken unseres Systems. Sie
sind andererseits aber auch Ausgangspunkte
fir einen Anpassungsdruck.

Autonomieverlust fiir die Kantone?

Da der Bund die Federfiihrung in den
internationalen Fragen hat, droht jede inter-
nationale Zusammenarbeit im Bildungsbe-
reich den Bund zulasten der Kantone zu
starken. Im Falle eines EWR-Vertrages
scheint allerdings der Autonomieverlust der
Kantone, bezogen auf die Schulhoheit,
recht gering auszufallen. Er ware aus der
Sicht der EDK (die zusammen mit den fur
die Berufsbildung zustandigen Volkswirt-
schaftsdirektoren am 22. Februar 1990 in
diesem Sinn Stellung genommen hat) unter
zwei Voraussetzungen abgesichert:

— die Kantone missen an der Willensbil-
dung der schweizerischen EWR-Bildungs-
politik massgeblich beteiligt werden

- die EWR-Bildungs- und Kulturpolitik muss
ausdrucklich auf der Autonomie der Mit-
gliedlander in diesem Bereich aufbauen; sie
muss ebenfalls ausdriicklich die innerstaat-
liche schweizerische foderalistische Ord-
nung respektieren.

Im ganzen erwarten wir, dass die Schweiz
mithilft, birokratische, demokratisch nicht
abgestutzte Zentralisierungen zu vermei-
den.

Ist das Berufsbildungssystem der Schweiz in
Gefahr?

Was die Berufsbildung betrifft, steht die
Schweiz zusammen mit der BRD und
Oesterreich einer Phalanx von Berufsbil-
dungssystemen gegentber, die auf Vollzeit-
ausbildungen beruhen oder bloss praktische
Anlehren kennen. Im Gegensatz zu Oester-
reich und der BRD dient bei uns die Lehre
zudem als anerkannte Vorbildung fur
hohere Fachschulen.

Die jungen Lehrlinge, das sind 60 - 70%
der Volkschulabsolventen, kommen im in-
ternationalen Vergleich sehr friih mit der
Berufswelt in Kontakt (eine Berufswelt
uibrigens, die sie in der Regel mit den
neuesten Techniken vertraut macht).

Unsere Probleme sind hier, wiederum im
internationalen Vergleich, die relativ
geringe Allgemeinbildung dieser grossen
Kohorte an Jungen, die relativ starke Spe-
zialiserung auf eng begrenzte Berufsbilder
sowie das Fehlen von Ausbildungsangebo-
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ten in neueren und nicht etablierten Beru-
fen. Dazu kommt, dass fiir den Nicht-BIGA-
Bereich, der rechtlich in der Zustandigkeit
der Kantone verblieben ist, kein umfassen-
des Konzept besteht und nur Teill6sungen
mit erheblichen Liicken in Verantwortlich-
keit, Organisation und Finanzierung vorlie-
gen.

Europa verstarkt in diesen Bereichen einen
Reformdruck, der schon vorhanden ist. Es
geht dabei nicht um Anderungen des
Systems, sondern um Ergdnzungen und um
einzelne Korrekturen.

Reform der hheren Bildung drangt

Der dritte Punkt ist der Wichtigste. Das
Stichwort «geringe Akademisierung» um
schreibt dabei das Problem nur ungent-
gend. Unter allen Landern der OECD weist
die Schweiz den geringsten Maturandenan-
teil und den geringsten Hochschiileranteil
aus. Wir haben, grosstenteils als bewusste
Politik, das Gymnasium als enges Nadelohr
zur Hochschule behalten. Wir haben mit
11 — 12 Maturafachern die verlangte Allge-
meinbildung auf die Spitze getrieben, und
wir haben die Universititen als Lehr- und
Forschungsstadtten nach dem Bild des 19.
Jahrhunderts belassen, ohne den Wandel
zur breiten hoheren Berufshildungsstétte zu
akzeptieren.

Auf der anderen Seite ist — weitgehend un-
bemerkt von der offiziellen Bildungspolitik
— ein hoheres Berufsbildungssystem in der
Form von Fachschulen und hoheren Berufs-
prifungen entstanden. Diese Ausbildungen
stehen zum Teil vor wichtigen Ausbaufra-
gen; dabei ist der Schritt von blossen
«Weiterbildungen» zu ordentlichen Grund-
aushildungen schon weitgehend vollzogen.

Wir haben uns nun die Frage zu stellen,
wie wir mit diesem liickenhaften Konzept
hoherer Bildung den Wettbewerb in Europa
bestehen wollen und bestehen kénnen.
Cenligt das schmale Band gymnasialer und
universitdrer Studien? (Diese Anfrage geht
einmal in erster Linie an jene Kantone, die
weniger als 10% Maturanden ausweisen,
und die darauf noch stolz sind.) Wie
konnen zweitens die hcheren Fachschulen
in ein einigermassen koharentes System
tertidarer Ausbildung einbezogen werden,

ohne ihre Identitat aufzugeben? Waire es
nicht an der Zeit, neben der allgemeinen
Hochschulreife auch eine Fakultats- und
Abteilungsreife zu schaffen? Die Fragen
stellen heisst, sie fast schon mit Ja zu
beantworten.

Damit verbunden - dies nur als kurzer
Hinweis — ist auch das Problem der Ausbil-
dungsdauer. Wahrend unsere Lehrlinge
europaweit am friihesten in die Arbeitswelt
einsteigen und damit in einer tiberalternden
Gesellschaft friih «produktiv» tatig werden,
schliessen unsere Akademiker immer
spater, und im Vergleich etwa mit England
und Frankreich, sehr spat ab. Die Diskus-
sion ist gewiss ohne Dramatik zu fiihren; sie
sollte alle Bildungsstufen umfassen und na-
mentlich auch das Schuleintrittsalter und
den Ausbau der Weiterbildungsstufe mitein-
beziehen.

Wenn uns also im rechtlich verbindlichen
Acquis communautaire die Anerkennung
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der Berufsdiplome herausfordert, so tut dies
im weniger verbindlichen Vergleich der Bil-
dungssysteme der Stand der tertiaren
Ausbildungen. Ich wiirde hier Rolf Dubs
widersprechen, der vor kurzem im St.
Galler Tagblatt vor schnellem Handeln
gewarnt hat. Er hat recht, der Qualitit vor
der Quantitat Vorrang zu geben. Das heisst
aber nicht, die offensichtlichen Ausbau-
und Koordinationsprobleme liegen zu
lassen. Angesichts unserer langsamen politi-
schen Mihlen ist mindestens das Korn zur
Mihle zu fahren. Einmal mehr sei betont,
dass die europdische Integration nur eine

sekundare Rolle spielt; entscheidend ist der
Inlandbedarf.

3.3 Europdische Dimension im Unterricht?

Abschliessend noch einige Worte zu den
Lehrinhalten. Die Impulse, die von der EG
ausgehen zugunsten

— des Fremdsprachenunterrichts
— eines fruchtbaren Interkulturalismus

— eines europdischen Bewusstseins im Un-
terricht

fallen in der Schweiz auf durchaus gutbeak-
kerten Boden. Sie sind auch nicht neu,
arbeitet doch der Europarat seit fast 30
Jahren an denselben Zielsetzungen.

Die Schweiz kann diese Impulse umso
besser und niichterner aufnehmen, als sie
selber an mehreren Sprachen und Kulturen
teilhat und (anders als viele EG-Staaten)
nicht eine homogene, sondern eine hetero-
gene Identitit zu verteidigen hat.

Es dirfte sich demnach lohnen, dass wir
unsere Geschichtsbiicher, die Geographie-
lehrmittel, die Staatskundeunterlagen usw.
auf die neuen Aspekte hin tberpriifen.
Namentlich sollten auch die Lehrerbildung
und -fortbildung diese “europdische”
Dimension pflegen. Schliesslich ist der
Lehrer-, Schiiler- und Studentenaustausch
zu fordern; es wird dabei - leider - nicht
ohne entsprechende administrative Struktu-
ren gehen.

4. Schlussbemerkung

Jacques Delors hat zu recht gesagt: On ne
tombe pas amoureux d’un grand marché.
Die Gefahr, dass sich die Schweizer in die
EG oder den EWR verlieben, ist kaum sehr
gross. Das gilt auch fir den Bildungsbe-
reich.

Wenn wir in aller Zuriickhaltung fir Eintre-
ten pladieren, dann deswegen, weil die
Freiztigigkeit etwas Sinnvolles ist und weil
wir die frische Luft, die sie mitbringt,
nitzen konnen.

Dass allerdings das viel breitere kulturelle
und geistige Europa, das sich von politi-
schen und wirtschaftlichen Vertragen nicht
einfangen lasst, fur Bildung und Wissen-
schaft weiterhin attraktiver und inspirativer
bleibt, muss wohl nicht noch eigens betont
werden.

schweizer schule 7-8/90



	Freier Binnenmarkt Europa : was heisst das für unser Bildungssystem?

